Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 42. 


Inhalt: Allgemeine Verfügung vom 8. November 1895, betreffend den Wirkungskreis und die Gebühren 
der Ortsgerichte und ihrer Vertreter während des Grundbuchanlegungsverfahrens in den vormals Groß 
herzoglich Heſſiſchen Gebietstheilen der Provinz Hefjen-Nafjau, S. 547. — Bekanntmachung der 
nach dem Geſetz vom 10. April 1872 durch die Regierungs-Amtsblätter publizirten landesherrlichen Exlafje, 
Urkunden ꝛc., S. 550. 


(Nr. 9791.) Allgemeine Verfügung vom 8. November 1895, betreffend den Wirkungskreis und 
die Gebühren der Ortsgerichte und ihrer Vertreter während des Grundbuch 
anlegungsverfahrens in den vormals Großherzoglich Heſſiſchen Gebietstheilen 
der Provinz Heffen-Naffau. 

Geſetz vom 19. Auguſt 1895 (Geſetz-Samml. S. 481 ff.). 


J. Gemäßheit der in F. 76 Abſ. 3 des Geſetzes, betreffend das Grundbuchweſen 
und die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen im Gebiet der vor— 
mals freien Stadt Frankfurt ſowie den vormals Großherzoglich Heſſiſchen und 
Landgräflich Heſſiſchen Gebietstheilen der Provinz Heſſen-Naſſau, vom 19. Auguſt 
1895 (Geſetz-Samml. ©. 481 ff.) ertheilten Ermächtigung wird über den Wir⸗ 
kungskreis der Ortsgerichte in den vormals Großherzoglich Heſſiſchen Gebiets— 
theilen und der ihnen für die Dauer des Grundbuchanlegungsverfahrens er⸗ 
nannten Vertreter, ſowie über die den Ortsgerichten verbleibenden Gebühren und 
die für die Thätigkeit der Vertreter zur Staatskaſſe zu erhebenden Koſten das 
Nachfolgende angeordnet: 


Sch 

Von dem Tage ab, an welchen in einem Grundbuchanlegungsbezirke 
($. 30 des Geſetzes) mit der Anlegung des Grundbuchs begonnen werden ſoll, 
hat für den Umfang dieſes Bezirkes der zum Vertreter des Ortsgerichts ernannte 
Beamte des Amtsgerichts — der Buchführer — alle den Verkehr mit unbeweg⸗ 
lichem Vermögen, insbeſondere die Führung der Hypothekenbücher betreffenden 
Geſchäfte des Ortsgerichtsvorſtehers und des Ortsgerichts zu beſorgen, welche den 
Beſitz der ortsgerichtlichen Bücher zur Vorausſetzung haben. 
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Demſelben liegt demgemäß vornehmlich ob: 


1) die Ertheilung von Grundbuchsauszügen, ſowie von Abſchriften und 
Zeugniſſen aus dem Hypothekenbuche , 


2) die Beantwortung derjenigen in den Fragebogen enthaltenen Fragen, 
deren Erledigung die Einſichtnahme des Grund- oder Hypothekenbuchs 
erfordert 

3) die auf die Führung des Grundbuchs ſowie der dazu gehörigen Ver⸗ 
zeichniſſe ($. 36 Abſatz 10 der Inſtruktion vom 26. Oktober 1852), 
Beilagen und Regiſter bezüglichen Geſchäfte, ſoweit dieſe nicht von 
dem Steuerkommiſſär (Kataſterkontroleur) zu beſorgen find; 

4) die Führung des Hypothekenbuchs ſowie der dazu gehörigen Beilagen 
und Regiſter ; 

5) die Geſtattung der Einſichtnahme des Grund- oder Hypothekenbuchs; 

6) die Aufbewahrung der Grundbücher und Hypothekenbücher ſowie der 
dazu gehörigen Regiſter, Beilagen, Akten und Karten. 


F. 2. 

Bevor die Betheiligten die Protokollirung eines das unbewegliche Vermögen 
betreffenden Geſchäftes vor dem zuſtändigen Ortsgerichtsvorſteher beantragen, 
haben ſie von dem Buchführer unter Angabe des Zweckes die Ertheilung eines 
Grundbuchsauszugs über die betroffenen Grundſtücke zu erwirken. 

Zugleich mit der Anfertigung des Auszugs hat der Buchführer den Frage⸗ 
bogen nach dem für das bezweckte Geſchäft beſtimmten Formular aufzuſtellen 
und denſelben nach Beantwortung der auf Grund der Bücher zu erledigenden 
Fragen — F. 1 Abſatz 2 Nr. 2 — nebſt dem Auszuge und der zu dieſem nach 
Artikel 21 Abſatz 2 des Geſetzes vom 21. Februar 1852, die Erwerbung des 
Grundeigenthums betreffend, erforderlichen Beſcheinigung des Amtsgerichts unter 
Bezeichnung der Antragſteller und des angegebenen Zweckes dem zuſtändigen 
Ortsgerichte zur weiteren Veranlaſſung zugehen zu laſſen. 


F. 3. 

Nach Eingang des Auszugs mit dem Fragebogen werden die Betheiligten 
von dem Ortsgerichtsvorſteher zur Protokollirung des Geſchäftes geladen. Für 
die Protokollirung und die weitere Behandlung der Sache bleiben die beſtehenden 
Vorſchriften in Kraft. Insbeſondere bewendet es auch bei der Verpflichtung des 
Ortsgerichts, nach Maßgabe des F. 33 der Inſtruktion vom 26. Oktober 1852 
und des $. 2 der Inſtruktion vom 1. Dezember 1861 den Eigenthumserwerb 
1 1 genden zu prüfen und die danach erforderlichen Beſcheinigungen zu 
ertheilen. 

Iſt das Ortsgericht nicht im Stande, eine ihm zur Beantwortung über⸗ 
laſſene Frage ohne Einſichtnahme der Bücher vollſtändig zu erledigen, ſo hat es 
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die Beantwortung ſoweit möglich zu ertheilen und im Uebrigen den Hinderungs⸗ 
grund bei der berichtlichen Einſendung an das Amtsgericht anzugeben. Das 
Amtsgericht beſtimmt, was weiter zur Ergänzung der Fragebeantwortung, ſei es 
durch den Buchführer, ſei es durch das Ortsgericht, erfolgen ſoll. 


H. 4. 

Der Buchführer erledigt ſeine Geſchäfte nach Maßgabe der für die Orts— 
gerichte beſtehenden Vorſchriften. Soweit jedoch dieſe Vorſchriften die räumliche 
Trennung der Ortsgerichte von dem Amtsgerichte zur Vorausſetzung haben, tritt 
an deren Stelle ein vereinfachter Geſchäftsgang, wie er ſich aus der Eigenſchaft 
des Buchführers als eines an der Gerichtsſtelle befindlichen Gerichtsbeamten er— 
giebt. Insbeſondere können danach die Berichte über die Erledigung einer gericht— 
lichen Anweiſung durch einfache Aktenvermerke erſetzt werden. 


§. 5. 
Für die richtige Erledigung ſeiner Geſchäfte iſt der Buchführer in gleichem 
Umfange verantwortlich, wie die Mitglieder des Ortsgerichts. 
Die Aufſicht über ſeine Geſchäftsführung beſtimmt ſich nach den für ſein 
Hauptamt geltenden Vorſchriften. b 


$. 6. 

Für die gebührenpflichtigen Akte, welche der Buchführer allein vornimmt, 
werden Gebühren in Höhe der dem Ortsgerichte für einen ſolchen Akt zukommenden 
Gebühren erhoben. Für die Aufſtellung des Fragebogens und die theilweiſe 
Beantwortung der Fragen durch den Buchführer wird die Hälfte der dem Orts⸗ 
gerichtsporſteher zukommenden Gebühr erhoben. Die andere Hälfte bezieht der 
Ortsgerichtsvorſteher für die weitere Beantwortung des Fragebogens, während 
die Gerichtsmannen hierfür die bisherige Gebühr behalten. 

Die für Akte des Buchführers zu erhebenden Gebühren fließen zur Staats⸗ 
kaſſe. Neben dieſen Gebühren kommen nur baare Auslagen und die tarifmäßigen 
Stempel zum Anſatz, die baaren Auslagen in demſelben Amfange, in welchem 
ſie bisher zu erſetzen waren. Die Einziehung der Gebühren, Auslagen und 
Stempel erfolgt nach den für Gerichtskoſten geltenden Vorſchriften. 


Berlin, den 8. November 1895. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) das am 3. Auguſt 1895 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Genoſſenſchaft 
zur Entwäſſerung der ſüdöſtlich des Ems-Jade-Kanals belegenen ſiel— 
pflichtigen Grundſtücke in den Land- beziehungsweiſe Stadtkreiſen Emden, 
Aurich und Leer, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Aurich 
Nr. 39 S. 261, ausgegeben am 27. September 1895; 

2) das am 19. Auguſt 1895 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
und Bewäſſerungsgenoſſenſchaft an der Fuhſe von Lengede bis Steinbrück 
zu Groß-Lafferde im Kreiſe Peine, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Hildesheim Nr. 41, Beilage, ausgegeben am 11. Oktober 1895 

3) das am 22. Auguſt 1895 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft III (Wieſenentwäſſerung) zu Gondelsheim im Kreiſe 
Prüm, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 38 
S. 377, ausgegeben am 20. September 1895; 8 

4) der Allerhöchſte Erlaß vom 17. September 1895, betreffend die Anwendung 
der dem Chauſſeegeldtarife vom 29. Februar 1840 angehängten Beſtim⸗ 
mungen wegen der Chauſſeepolizeivergehen auf die im Kreiſe Reckling⸗ 
hauſen neu erbaute Chauſſee vom Dorfe Oſterfeld bis zu der über die 
Emſcher führenden Waghalsbrücke, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Münſter Nr. 42 S. 239, ausgegeben am 17. Oktober 1895; 

5) das Allerhöchſte Privilegium vom 17. September 1895 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Cottbus im Betrage 
von 3 500 000 Mark, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Frankfurt a. O. Nr. 41 S. 335, ausgegeben am 9. Oktober 1895; 

6) das Allerhöchſte Privilegium vom 28. September 1895 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Spandau im Betrage 
von 3 500 000 Mark, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 43 S. 419, ausgegeben am 
25. Oktober 1895, 

7) der Allerhöchſte Erlaß vom 3. Oktober 1895, betreffend die Herabſetzung 
des Zinsfußes der von der Gemeinde Rixdorf im Kreiſe Teltow auf Grund 
des Allerhöchſten Privilegiums vom 16. Oktober 1889 aufgenommenen 
Anleihe von 4 auf 3½ Prozent, durch das Amtsblatt der Königl. Ne 
gierung zu Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 45 S. 433, ausgegeben 
am 8. November 1895. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


